
VORABZUG

L
e

h
m

k
u
h
l
e
n
w

e
g

Satzung der Gemeinde Hattstedt über den Bebauungsplan Nr. 24

Für das Gebiet nördlich der Horstedter Chaussee, östlich der Straße "Am Mühlenberg" und östlich und südlich des Lehmkuhlenweges 

Stand: 05|2026 Aufstellungsbeschluss

Frühzeitige Beteil igung

Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss

Veröffentl ichung und Beteiligung

Erneute Veröffent lichung und Beteiligung

Satzungsbeschluss und Genehmigung

Gemeinde Hattstedt über das Amt Nordsee-Treene

Schulweg 19

25856 Mildstedt

Bebauungsplan Nr. 24

Für das Gebiet nördlich der Horstedter Chaussee, östlich der Straße "Am Mühlenberg" und östlich und südlich des Lehmkuhlenweges
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557

folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 24 für das o.a. Gebiet, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:

-Es gelten die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017, zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.Juli 2023 und die

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 86 der Landesbauordnung (LBO) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom __.__.____

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.August 2025-
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1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der

Gemeindevertretung vom __.__.____.

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses

erfolgte durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln

vom __.__.____ bis __.__.____ / durch Abdruck in der

__________ (Zeitung)/im amtlichen Bekanntmachungsblatt am

__.__._____.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs.

1 Satz 1 BauGB wurde am __.__.____ durchgeführt. / Auf

Beschluss der Gemeindevertretung vom __.__.____ wurde

nach § 3 Abs. 1 Satz 1 / § 13 Abs. 2 Nr. 1 / § 13a Abs. 2 Nr. 1

i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB  von der frühzeitigen

Beteiligung der Öffentlichkeit abgesehen.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange,

die von der Planung  berührt sein können, wurden gem.

§ 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am __.__.____ unterrichtet

und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am __.__.____ den Entwurf

des B-Planes / der 00. Änderung des B-Planes und die

Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Entwurf des B-Planes, bestehend aus der Planzeichnung

(Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung wurden

in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ im Internet unter

www.___.de veröffentlich. Zusätzlich zur Veröffentlichung im

Internet haben die o.g. Unterlagen im selben Zeitraum

während der Dienststunden öffentlich ausgelegen. Die Ver-

öffentlichung im Internet und die öffentliche Auslegung wurde

mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-

legungsfrist von jedermann schriftlich, per E-Mail oder zur

Niederschrift geltend gemacht werden können, im Internet

unter www.____.de und durch Aushangvom __.__.____

bis __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der

Bekanntmachung der Veröffentlichung der Planentwürfe

und die nach § 3 Abs. 2 Bau GB auszulegenden Unterlagen

wurden unter  „https://www.amt-nordsee-treene.de/

Verwaltung-Bürgerservice/Amt-Nordsee-Treene/

Bauleitplanung-der-Gemeinden/-B-Pläne-und-F-Pläne-

im-Verfahren-/" ins Internet eingestellt.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange,

die von der Planung berührt sein können, wurden gem. § 4

Abs. 2 BauGB am __.__.____ zur Abgabe einer Stellungnahme

aufgefordert.

........................., den __.__.____

                              ................................................................

                                                                            Unterschrift

7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster

nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und –bezeichnungen

sowie Gebäude in den Planunterlagen enthalten und

maßstabsgerecht dargestellt sind.

........................., den __.__.____

                              ................................................................

                                                                            Unterschrift

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der

Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange am __.__.____ geprüft. Das Ergebnis

wurde mitgeteilt.

9. Der Entwurf des B-Planes / der Änderung des B-Planes

wurde nach der öffentlichen Auslegung (Nr. 5) geändert. Der

Entwurf des B-Planes, bestehend aus der Planzeichnung

(Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung wurden

in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ erneut im Internet

unter www.___.de veröffentlicht. Zusätzlich zu Veröffentlichung

im Internet haben die o.g. Unterlagen im selben Zeitraum

während der Dienststunden öffentlich ausgelegen. (Dabei wurde

bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu den geänderten und er-

gänzten Teilen abgegeben werden konnten.)

Die Veröffentlichung im Internet und die öffentliche Auslegung

wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der

Auslegungsfrist von jedermann schriftlich, per E-Mail oder zur

Niederschrift geltend gemacht werden können, im Internet

unter www.____.de und durch Aushangvom __.__.____

bis __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der

Bekanntmachung der Veröffentlichung der Planentwürfe

und die nach § 3 Abs. 2 Bau GB auszulegenden Unterlagen

wurden unter  „https://www.amt-nordsee-treene.de/

Verwaltung-Bürgerservice/Amt-Nordsee-Treene/

Bauleitplanung-der-Gemeinden/-B-Pläne-und-F-Pläne-

im-Verfahren-/" ins Internet eingestellt.

oder: Es wurde eine eingeschränkte Beteiligung nach § 4a

Abs. 3 Satz 4 BauGB durchgeführt.

10. Die Gemeindevertretung hat den B-Plan, bestehend aus

der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) am

__.__.____ als Satzung beschlossen und die Begründung

durch (einfachen) Beschluss gebilligt.

........................., den __.__.____

                              ................................................................

                                                                            Unterschrift

11. Die B-Plansatzung, bestehend aus der Planzeichnung

(Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt und

ist bekannt zu machen.

........................., den __.__.____

                              ................................................................

                                                                            Unterschrift

12. Der Beschluss des B-Planes durch die Gemeindever-

tretung sowie Internetadres­se der Gemeinde und Stelle, bei

der der Plan mit Begründung und zusammenfassender

Erklärung auf Dauer während der Sprechstunden von allen

Interessierten eingesehen werden kann und die über den

Inhalt Auskunft erteilt, sind am __.__.____ (vom __.__.____

bis __.__.____ durch Aushang) ortsüblich bekannt gemacht

worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und  von

Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden

Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit,

Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das

Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen

worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde

ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am __.__.____

in Kraft getreten.

........................., den __.__.____

                              ................................................................

                                                                            Unterschrift
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Straßenbegrenzungslinie

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

1. Festsetzungen

Art  der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuchs - BauGB -

§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO -)

Gewerbegebiet

(§ 8 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl

max. Firsthöhe 

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Bauweisen, Baulin ien, Baugrenzen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsf läche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsf lächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

abweichende Baueisea

FH 

bestehender zu  erhaltener Knick bzw.

Gehölzstreifen mit Überhältern

(§ 21 (1) LNatSchG)

fortfallende Grundstücksgrenzen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und F lächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pf lege und zur Entwicklung von

Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen für Massnahmen zum

Schutz, zur Pf lege und zur Entwicklung

von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für d ie Abfallentsorgung

und Abwasserbeseit igung sowie für Ablagerungen;

Anlagen, Einrichtungen und sonst ige Maßnahmen, die dem

Klimawandel entgegenwirken

(§ 9 Abs. 1, Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

4. Nachrichtliche Übernahme

Waldabstand 30 m (Hauptnutzung)

(§ 24 LWaldG Landeswaldgesetz)

Waldabstand 25 m (Nebenanlagen)

(§ 24 LWaldG Landeswaldgesetz)

Öffentliche Grünf läche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Ö

Private Grünf läche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

P

Grünf lächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Elektrizität

(§ 9 Abs. 1, Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

- Schutzstreifen KnickSCH

geplantes Gebäude

Straßenverkehrsf lächen besonderer

Zweckbestimmung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Fußgängerbereich

(§ 9 Abs. 1, Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

fortfallender Knick

Text Teil B

Planungsrechtliche Festsetzungen §9 BauGB, BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1. Gewerbegebiete, nach §8 BauNVO dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetriebe               

1.1.1 Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. Ausnahmsweise sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von 

300 m² Geschossfläche zulässig, soweit sie nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs handeln, wenn der Einzelhandel in einem unmittelbaren räumlichen und 

betrieblichen Zusammenhang mit einem Großhandels-, Produktions-,

Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb steht und diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet ist.

Eine Überschreitung der maximalen zulässigen Geschossfläche von 300 m² für den Einzelhandelsanteil kann darüber hinaus bis zu 1.000 m² Geschossfläche ausnahmsweise 

zugelassen werden, wenn die Art des Betriebes durch Sortimentsbestandteile, die die besonders großvolumig sind, eine Überschreitung erfordert. Auf eine Unterordnung des 

Einzelhandelanteils am Großhandels-, Produktions-, Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb kann in diesem Fall verzichtet werden. Die Flächen von Aufenthaltsräumen in 

anderen Geschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind bei der Ermittlung der Geschossfläche gemäß § 

20 Abs. 3 BauNVO mitzurechnen.

1.1.2 Im Gewerbegebiet (GE) sind die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für 

Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, nicht zulässig.

2. Höhe / Höhenlagen der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB / § 9 Abs. 3 BauGB)

2.1 Oberkante Fertigfußboden

Die Oberkante Fertigfußboden (OKFF) der Gebäude beträgt max. 0,40 m ab mittlerer Gradientenhöhe des zum Gebäude gehörenden Straßenabschnittes bzw. der Gehweghöhe.

2.2. Firsthöhe

Die maximale Firsthöhe wird gemessen ab mittlerer Gradientenhöhe des zum Gebäude gehörenden Straßenabschnittes bzw. der Gehweghöhe.

3. Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB, § 22 und § 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise: Innerhalb der festgesetzten überbaubaren Fläche des Gewerbegebietes dürfen Gebäude auch mit einer Gebäudelänge über 50,00 m errichtet werden.

4. Grünflächen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft und Flächen für das Anpflanzen bzw. Erhalten von Bäumen (§9 Abs. 1 Nr. 15 i.V. 

m Nr. 25 BauGB)

4.1. Auf den Flächen zum Erhalt und Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind Bepflanzungen aus einheimischen, standortgerechten Laubhölzen 

vorzunehmen und dauerhaft zu erhalten.

Der Begründung zum Bebauungsplan ist eine entsprechende Pflanzliste beigefügt.

4.2. Die in der Planzeichnung gekennzeichneten und als "zu erhaltender" festgesetzten Knicks sind dauerhaft zu sichern. Alle Maßnahmen, die den Fortbestand gefährden, wie 

Verdichtung des Bodens, Eingriffe in den Wurzelraum und Grundwasserabsenkung, sind zu unterlassen.

4.3. Zukünftige bauliche Anlagen sind erst im Abstand von 3,00 m zum Wallfuß von festgesetzten Knicks zulässig. Der Begründung zum Bebauungsplan ist eine entsprechende 

Pflanzliste beigefügt.

4.4 Oberflächenwasser

4.4.1 Das anfallende Niederschlagswasser der Dachflächen ist  über Rohr-Rigolen auf den entsprechenden Grundstücken in den Untergrund einzuleiten. Das anfallende 

Niederschlagswasser der Hofbefestigungen, ist durch entsprechende Mulden-Rigolen-Elemente auf den Grundstücken zu versickern.

4.4.2 Das Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen (Asphalt/Pflaster) sowie der öffentlichen Banketten wird in mehreren Haltungen gesammelt und über einen 

Regenrückhalteraum, in Form einer aufgeweiteten RW-Hauptkanalhaltung in der Gemeindestraße "AmMühlenberg", gedrosselt in den vorh. RW-Kanal,BV, DN 300mm eingeleitet.

4.5 Zur Kompensation werden dem B-Plan Nr. 24 folgende Flächen zugeordnet:

- 3.438m² werden mit ____ Ökopunkten aus dem Ökokonto Az.__.__._-__/__ (___________).Kreis Nordfriesland) und 

- 36m Knick werden mit __ Ökopunkte-Knick aus dem Knickökokonto Az. __.__._-__/__ (__________) Kreis Nordfriesland ausgeglichen.

5. Örtliche Bauvorschriften §9 (4) BauGB, §86 LBO       

5.1. Firsthöhe

Die festgelegen Firsthöhen gelten nicht für freistehende Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen.

5.1 Werbeanlagen

5.1.1 Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stelle der Leistung zulässig.

5.1.2 Werbeanlagen an Gebäuden sind nur im Fassadenbereich (inkl. Attikabereich aber nicht im Dachbe reich) zulässig. Werbeanlagen am Hauptgebäude sind oberhalb des 

Daches bzw. der Attika unzulässig.

5.1.3 Blinkende Werbeanlagen sind unzulässig.

5.1.4 Bei den Werbeanlagen ist durch Begrenzung der Lichtstärke oder durch Ausrichtung sicherzustellen, dass keine negativen Auswirkun-gen auf den Straßenverkehr und die 

umgebende Wohn nutzung zu erwarten sind.

5.1.5 Flaggenmasten als Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.

6. Nachrichtliche Übernahme

Waldabstand

6.1 Innerhalb des auf 25m reduzierten Waldabstands dürfen keine baulichen Anlagen, die Gebäude sind oder in ihrer Wirkung Gebäuden gleichkommen (z.B. Garagen, 

Gartenhäuser, überdachte Terrassen) errichtet werden.

Hinweis:

Schottergärten

Gem. § 8 Absatz 1 Satz 1 der Landesbauordnung (LBO-SH) sind die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke wasser-aufnahmefähig zu belassen oder herzustellen 

und zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen. Die Errichtung sog. Schottergärten 

ist demnach unzulässig.

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt gem. § 84 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung (LBO) Schleswig-Holstein, wer vorsätzlich oder fahrlässig den örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Als 

Tatbestand gilt die Nichteinhaltung der Vorschriften über die Örtliche Bauvorschriften gem. Ziff. 5 der gestalterischen Festsetzungen. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 84 Abs. 3 

LBO mit einer Geldbuße geahndet werden.
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